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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Berger, Gerster (Mainz), 
Dr. Miltner, Wagner (Günzburg), Dr. Hornhues und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Konsequenzen im öffentlichen Dienst, insbesondere im nichttechnischen 
Bereich, aus der Einführung der Fachhochschulen 
- Drucksache 7/938 - 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 20. Sep- 
tember 1973 - DI 3-2161 00 - 14.27/2 - die Kleine Anfrage im 
Namen der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


Vorbemerkung 

Die Bundesregierung verweist zur Einleitung der Kleinen An- 
frage auf die Vorbemerkung, die sie ihren Antworten zur Klei- 
nen Anfrage betr. „Konsequenzen im öffentlichen Dienst, ins- 
besondere im technischen Bereich, aus der Einführung der Fach- 
hochschulen - Drucksache 7/937 vorangestellt hat. 

Die Darstellung, die Bundesregierung lasse es an den notwen- 
digen und möglichen Maßnahmen oder Vorschlägen fehlen, 
trifft nicht zu. Die Bundesregierung bekräftigt ihren Standpunkt, 
daß die Verantwortung für ein funktionsfähiges Befähigungs-, 
Leistungs- und Bewertungsgefüge im öffentlichen Dienst gebie- 
tet, Gruppeninteressen sachgerecht einzuordnen und neue Ent- 
wicklungen in der Weise zu berücksichtigen und zu fördern, daß 
davon der bestmögliche Leistungsstand der öffentlichen Verwal- 
tung zu erwarten ist. 

Die Bundesregierung bemerkt insbesondere, daß sie frühzeitig 
die bildungspolitischen Initiativen, die in der Fachhochschulent- 
wicklung Ausdruck gefunden haben, aufgegriffen und die Ent- 
wicklung eigener Konzepte der öffentlichen Verwaltung zur 
beruflichen Bildung und Ausbildung für Funktionen des öffent- 
lichen Dienstes maßgeblich mitgestaltet hat. 

Erinnert sei hier vor allem an die Analysen und Gestaltungs- 
vorstellungen, die unter Mitwirkung der zuständigen Bundes- 
ministerien schon seit mehreren Jahren in den Gremien der 
Innen-, Finanz- und Justizressorts erarbeitet worden sind. 

Diese Reformvorstellungen sind ständig weiterentwickelt wor- 
den, waren aber in der Folgezeit durch vielfältige unterschied- 
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liehe Strömungen der politischen Meinungsbildung und tatsäch- 
lichen Entwicklungen beeinflußt sowie von der Klärung grund- 
legender Vorstellungen über Ziele und Gestaltung der Hoch- 
schulreformen abhängig. Außerdem war es - gerade wegen der 
teilweise sehr unterschiedlichen Gestaltungsvorstellungen für 
den öffentlichen Dienst - sachgerecht, zunächst die Arbeits- 
ergebnisse der Studienkommission für die Reform des öffent- 
lichen Dienstrechts abzuwarten. 

Die Bundesregierung hat inzwischen, nachdem der Bericht der 
Studienkommission vorliegt und eine breite Grundlage geschaf- 
fen hat, ihre Vorstellungen zur Einbeziehung des öffentlichen 
Dienstes in das Konzept der beruflichen Bildung auf der Ebene 
der Fachhochschulen und gleichstehender Studiengänge weiter 
konkretisiert. Sie ist darauf eingerichtet, die erforderlichen Maß- 
nahmen zu treffen, zumal wenn die politische Diskussion der 
nächsten Monate - insbesondere zum Hochschulrahmengesetz - 
einen deutlichen Weg weist und die notwendigen Grundüber- 
einstimmungen ergibt. 

Dies vorausgeschickt, nimmt die Bundesregierung zu den Fra- 
gen im einzelnen wie folgt Stellung: 


1. Ist die Bundesregierung bereit, die insbesondere im Bereich der 
Ingenieurausbildung bereits erfolgte Einführung der Fachhoch- 
schulen und die daraus für den öffentlichen Dienst zu ziehenden 
funktionalen, laufbahnpolitischen und besoldungspolitischen 
Folgerungen als Modell für entsprechende Neuregelungen im 
nichttechnischen Bereich der Justiz, der Fachverwaltungen und 
der allgemeinen Verwaltung zu betrachten? 

Die Bundesregierung sieht in der Entwicklung von Studien- 
gängen auf der Bildungsebene der Fachhochschulen eine aus- 
sichtsreiche Möglichkeit, zu neuartigen beruflichen Befähigun- 
gen zu gelangen, die sich in Übereinstimmung mit den allgemei- 
nen bildungspolitischen Zielsetzungen leistungsfördernd für den 
öffentlichen Dienst auswirken. In diesem Sinne und auf der 
Grundlage der Hinweise, die in der Vorbemerkung der Ant- 
wort zu der Kleinen Anfrage betr. „Konsequenzen im öffent- 
lichen Dienst, insbesondere im technischen Bereich, aus der Ein- 
führung der Fachhochschulen" - Drucksache 7/937 - sowie dort 
zu den Fragen Nr. 1 und Nr. 2 gegeben worden sind, sieht die 
Bundesregierung in der Entwicklung der Studiengänge und 
-einrichtungen im Ingenieurbereich ein richtungweisendes Mo- 
dell für die Einrichtungen und Erprobung von Studiengängen, 
die auf die Funktionsanforderungen des öffentlichen Dienstes 
in Bereichen der nichttechnischen Verwaltung ausgerichtet sind. 
Die Bundesregierung hat mit Aufmerksamkeit zur Kenntnis ge- 
nommen, daß sich die für das öffentliche Dienstrecht zuständigen 
Ressorts der Länder kürzlich erneut fast ohne Ausnahme für 
eine weitgehend den allgemeinen Hochschulstrukturen entspre- 
chende, aber von den Verwaltungsressorts getragene Ausbil- 
dung in Fachhochschulen für die Funktionsbereiche des gehobe- 
nen nichttechnischen Dienstes ausgesprochen haben. Die Aus- 
bildung soll in einem praxisbezogenen, aber sich in den Rah- 
men der Ziele der künftigen Hochschulstudiengänge einordnen- 
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den Bildungsgang unter besonderer Berücksichtigung der mo- 
dernen Technik, Wirtschaft und Verwaltung durchgeführt wer- 
den, wie es den in der Einleitung zur Kleinen Anfrage hervor- 
gehobenen Zielen entspricht. Dabei wird die notwendige Über- 
einstimmung mit den Zielen der Neuordnung des Hochschul- 
wesens angestrebt. 

Die Bundesregierung ist darauf eingestellt, sich dieser Konzep- 
tion zumindest übergangsweise anzuschließen, bis die Entwick- 
lung im Hochschulwesen eine auf Erfahrungen gestütze Beur- 
teilung zulassen. 


2. Welche Gründe haben die Bundesregierung bewogen, die Ein- 
führung von Fachhochschulen bzw. Ausbildungsgängen auf 
Fachhochschulebene für nichttechnische Laufbahnen bisher allein 
den unterschiedlichen Initiativen einzelner Länder zu über- 
lassen, anstatt die sich abzeichnende Entwicklung rechtzeitig mit 
einem eigenen und einheitlichen Konzept aufzugreifen? 

In der Vorbemerkung ist zu den bisherigen Entwicklungen schon 
auf maßgebliche Gründe und Gesichtspunkte hingewiesen wor- 
den. 

Die Bundesregierung macht in diesem Zusammenhang darauf 
aufmerksam, daß die Ingenieurausbildung im Unterschied zu 
vergleichbaren Ausbildungen für Laufbahnen des nichttechni- 
schen Dienstes seit jeher ihren Schwerpunkt im allgemeinen 
Bildungsbereich hat. Das hatte entscheidenden Einfluß auf die 
Umwandlung der Ingenieurakademien in Fachhochschulen. 

Die herkömmliche Verwaltungsausbildung dagegen war und 
ist unmittelbar auf den Bedarf und die Funktionen der öffent- 
lichen Verwaltung ausgerichtet. Sie hatte sich als solche nach 
ihren Zwecken bewährt. Die Einbeziehung bildungspolitischer 
Ziele in diese Ausbildungsformen erforderte grundlegend an- 
dere, schwierigere Gestaltungsmaßnahmen als die Umwandlung 
der Einrichtungen mit einem allgemeinen Bildungsangebot. 

Insbesondere war im Rahmen der Arbeiten zu einem Bildungs- 
gesamtplan noch keine tragfähige Lösung dafür gefunden, wie 
bei Anhebung der Ausbildungsgänge eine Entblößung der bis- 
herigen Ausbildungsbereiche und damit die Entstehung von 
Funktionslücken im öffentlichen Dienst hätten vermieden wer- 
den können. 

Die Einrichtung und das Weiterbestehen von Fachhochschulen 
war nach der Konzeption der Gesamthochschule überhaupt in 
Frage gestellt. 

Noch in diesen Wochen und Monaten dauert die Diskussion, 
insbesondere die politische Meinungsbildung, über den künf- 
tigen Standort und die künftige Ausprägung und Qualifikations- 
ebene von Studiengängen auf der Bildungsebene der Fachhoch- 
schulen an, jedenfalls soweit sie für den öffentlichen Dienst in 
Betracht kommen. 

Die Bundesregierung sieht, auch im Hinblick auf die Kompetenz- 
verteilung zwischen Bund und Ländern, unter Berücksichtigung 
der allgemeinen Vielfalt bildungspolitischer Entwicklungen 
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nichts Ungewöhnliches darin, daß einzelne Länder inzwischen 
Initiativen zur Erprobung neuartiger Ausbildungsmodelle er- 
griffen haben. Diese Entwicklungen lassen sich in ein Gesamt- 
konzept einordnen. Die Bundesregierung ist wegen dieser Fra- 
gen mit den Ländern stets in Fühlung geblieben. Inzwischen 
zeichnet sich, wie schon erwähnt, eine weitgehende Überein- 
stimmung in den Grundsatzfragen ab. 


3. Welche Länder haben bisher Fachhochschulen oder Ausbildungs- 
gänge auf Fachhochschulebene für die Ausbildung von Beamten 
gehobener nichttechnischer Laufbahnen eingerichtet oder durch 
Gesetz, Rechtsverordnung oder Verwaltungsvorschriften die 
Einrichtung vorgesehen? 


Bisher haben nur die Länder Baden-Württemberg und Berlin 
Fachhochschulen für die Ausbildung von Beamten gehobener 
nichttechnischer Laufbahnen errichtet (Fachhochschulen für 
öffentliche Verwaltung in Kehl und Stuttgart sowie Fachhoch- 
schule für Verwaltung und Rechtspflege Berlin). 

Das Land Bayern hat die Einrichtung einer Beamtenfachhoch- 
schule vorgesehen. Nach Artikel 25 a des Bayerischen Beamten- 
gesetzes ist die Ausbildung der Beamten des gehobenen nicht- 
technischen Dienstes aller Laufbahnen auf Fachhochschul- 
niveau anzuheben und an verwaltungsinternen Bildungsein- 
richtungen durchzuführen. Der Entwurf des Bayerischen Beam- 
tenfachhochschulgesetzes soll im Herbst dieses Jahres dem 
Bayerischen Landtag vorgelegt werden. 

Die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen hat am 10. Okto- 
ber 1972 beschlossen, die Ausbildung des gehobenen nichttech- 
nischen Dienstes neu zu ordnen und in den Fachhochschulbe- 
reich einzubeziehen. Sie beabsichtigt, durch Änderung des nord- 
rhein-westfälischen Fachhochschulgesetzes die rechtlichen Mög- 
lichkeiten zur Errichtung von drei besonderen staatlichen Fach- 
hochschulen (für Finanz-, Justiz- und allgemeine Verwaltung) 
zu schaffen, wobei auch der Polizeivollzugsdienst und die Ge- 
meindeverwaltung berücksichtigt werden sollen. Gleichzeitig 
ist vorgesehen, an zunächst einer schon bestehenden „allgemei- 
nen" Fachhochschule einen Fachbereich „Verwaltung" einzu- 
richten. 

Andere Länder haben Planungen oder Überlegungen für eine 
Fachhochschulausbildung aufgenommen. 

Ausbildungsgänge auf Fachhochschulebene außerhalb der Fach- 
hochschulen bestehen für die Ausbildung von Beamten gehobe- 
ner nichttechnischer Laufbahnen in den Ländern nicht. 


4. Trifft es zu, daß sowohl die Bundesbeamten in diesen Ländern 
als auch diejenigen Landesbeamten, deren Laufbahnausbildung 
bundesrechtlich geregelt ist, wie Steuerbeamte und Rechts- 
pfleger, an der landesrechtlich vorgesehenen Fachhochschulaus- 
bildung nicht teilnehmen können, und hält - wenn ja - die 
Bundesregierung diese Benachteiligung für gerechtfertigt? 


Für die Steuerbeamten trifft die Annahme zu. Die Bundesregie- 
rung verweist hierzu auf ihre Ausführungen in der 22. Sitzung 
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des Deutschen Bundestages vom 21. März 1973 (Stenogr. Bericht 
S. 1080). Für den Rechtspflegerbereich steht die bundesrechtliche 
Regelung einer Teilnahme von Bundes- oder Landesbeamten 
an einer landesrechtlich vorgesehenen Fachhochschulausbildung 
nicht entgegen. § 2 des Rechtspflegergesetzes läßt es zu, daß der 
Vorbereitungsdienst in Form einer Fachhochschulausbildung 
abgeleistet wird. 


5. Wann beabsichtigt die Bundesregierung, dem Deutschen Bun- 
destag Änderungen 

a) des Bundesbeamtengesetzes zur Einführung von Ausbildungs- 
gängen auf Fachhochschulebene für Bundesbeamte, 

b) des Steuerbeamten- Ausbildungsgesetzes und des Rechts- 
pflegergesetzes zur Einführung von Ausbildungsgängen auf 
Fachhochschulebene für Steuerbeamte und Rechtspfleger in 
den Ländern, 

c) des Beamtenrechtsrahmengesetzes zur allgemeinen Ein- 
führung von Ausbildungsgängen auf Fachhochschulebene für 
Beamte der Länder und Gemeinden 

vorzuschlagen? 


Die Bundesregierung bittet, die Angaben hierzu ihrer Antwort 
auf die Frage Nr. 3 der Kleinen Anfrage betr. „Konsequenzen 
im öffentlichen Dienst, insbesondere im technischen Bereich, aus 
der Einführung der Fachhochschulen" - Drucksache 7/937 - zu 
entnehmen. Die gesetzlichen Regelungen werden zügig vorbe- 
reitet. 
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